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le diese Kostenschätzungen 

stehen zudem unter der Prä-

misse, daß weiterhin 95 Pro-

zent der kontaminierten Ab-

rißmaterialien freigemessen, 

recycelt und in die Umwelt 

freigesetzt werden. 

„Die bekannt gewordenen 

Pläne der Atom-Finanzkom-

mission bedeuten neue atoma-

re Milliardenrisiken für die 

SteuerzahlerInnen. Denn die 

Lagerung des Atommülls wird 

am Ende sicher deutlich teu-

rer, als von den Konzernen 

kalkuliert“, kritisiert Matthias 

Weyland von .ausgestrahlt. 

Nötig sei daher, eine unbe-

grenzte Nachschusspflicht der 

Konzerne für den Fonds fest-

zuschreiben, andernfalls blie-

ben alle Kostensteigerungen 

an der Allgemeinheit hängen. 

„Mit dem versprochenen ‚Ver-

ursacherprinzip‘ hat das nichts 

zu tun“, so Weyland. 

Franziska Buch, Referentin für 

Energie und Klima im Um-

weltinstitut München, meint: 

„Die Kommission muss auch 

das Geld für den Abriss der 

Atomanlagen sichern. Nach 

ihren bisherigen Vorstellun-

gen soll dieser Teil der Rück-

stellungen bei den Konzernen 

verbleiben. Die Rückstellun-

gen sind jedoch nur bilanziell 

vorhanden. Damit kann nicht 

garantiert werden, dass das 

Geld auch tatsächlich zur Ver-

fügung steht, wenn es benötigt 

wird.“ 

Die Bürgerinitiative Umwelt-

schutz Lüchow-Dannenberg 

(BI) kritisiert, daß eine Nach-

schusspflicht verworfen wurde 

für den Fall, daß die 38 Milli-

arden Euro, die die Konzerne 

in ihren Bilanzen für die 

Rückstellungen ausgewiesen 

haben, nicht reichen und das 

sei absehbar. „Ob die Konzer-

ne wirklich zur Kasse gebeten 

werden, ob sie sich am Ende 

weigern, für die Endlagerung 

des Atommülls aufzukommen 

und allein den Abriss der 

Atomkraftwerke finanzieren, 

wie es im Freshfields-Gut-

achten der Konzerne nachles-

bar ist, ist nicht endgültig ge-

regelt. Vor allem fordern wir 

Wirtschaftsminister Sigmar Ga-

briel auf, die Kommissions-

vorschläge nicht noch weiter 

zu verwässern. Es muss dabei 

bleiben, dass diejenigen, die 

die Verantwortung für den 

Müll haben, sich nicht aus der 

Verantwortung stehlen“, sagte 

BI-Sprecher Wolfgang Ehm-

ke. 

Ende Februar 2016 will die 

Atom-Finanzkommission ih-

ren Empfehlungsbericht an die 

Bundesregierung übergeben. 

135.000 Menschen fordern auf 

Initiative von .ausgestrahlt und 

Umweltinstitut München be-

reits, die AKW-Betreiber nicht 

aus der finanziellen Verant-

wortung für ihre atomaren Alt-

lasten zu entlassen. Der Link 

zu dieser Onlineaktion lautet: 
https://www.ausgestrahlt.de/mitm

achen/kampagnen/kampagne-

keine-bad-bank-fuer-akw/  

 

 

Atompolitik 
 

Trennung von 
IAEO und WHO 
gefordert 
 
Die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen im Deutschen Bundes-

tag übt deutliche Kritik an der 

Internationalen Atomenergie-

Organisation (IAEO). Die Or-

ganisation verharmlose Gefah-

ren und Risiken der Nuklear-

energie und arbeite intranspa-

rent. In einem Antrag der 

Fraktion (Bundestagsdrucksa-

che 18/7658 vom 24.02.2016) 

wird die Bundesregierung auf-

gefordert, sich für eine Re-

form der IAEO und einer 

Trennung von der WHO ein-

zusetzen. 

Nach Artikel II ihrer Satzung 

soll die IAEO den Beitrag der 

Atomenergie zu Frieden, Ge-

sundheit und Wohlstand welt-

weit beschleunigen und ver-

größern. Die Förderung der 

Atomenergie habe damit 

höchste Priorität für diese Or-

ganisation und führte in der 

Vergangenheit immer wieder 

zu einer Verharmlosung der 

Folgen von Atomkraft, kriti-

sieren die Grünen. Dies spie-

gele sich unter anderem in 

Aussagen wie der des ehema-

ligen IAEO-Präsidenten Hans 

Blix wider, der meinte, ange-

sichts der Wichtigkeit der 

Kernenergie könne die Welt 

einen Unfall vom Ausmaß 

Tschernobyls pro Jahr ertra-

gen. Zudem gebe es große 

Differenzen bezüglich der To-

desfälle durch die Reaktorka-

tastrophe in Tschernobyl. 

Während die IAEO an der 

Zahl von nur 50 Toten und 

4000 (zukünftigen) Krebs-

kranken festhalte (Stand seit 

2005), gingen unabhängige 

Expertinnen und Experten von 

bis zu 1,8 Millionen Toten 

aus, einschließlich. zukünfti-

ger Todesfälle. Dabei bezie-

hen sich die Grünen auf Kal-

kulationen der IPPNW vom 

März 2011. 

Auch nach der Reaktorkata-

strophe von Fukushima am 

11. März 2011 habe es immer 

wieder Hinweise gegeben, daß 

die IAEO der Förderung der 

Atompolitik höchste Priorität 

einräumt und die nuklearen 

Risiken und Gefahren ver-

harmlost, wird weiter kriti-

siert. Durch die Recherche der 

japanischen Zeitung Tokyo 

Shimbun sei am 31. Dezember 

2013 bekannt geworden, daß 

die IAEO mit den Präfekturen 

Fukushima und Fukui sowie 

der Medizinischen Fakultät von 

Fukushima Verträge ausgehan-

delt hat, die eine gegenseitige 

Geheimhaltung zu bestimmten 

Informationen garantieren, 

wenn eine der Parteien dies 

wünscht. In dem Vertrag mit 

der Medizinischen Fakultät sei 

es dabei unter anderem um 

Daten zur Gesundheitserhe-

bung in der Präfektur gegan-

gen. Mit der Präfektur Fuku-

shima habe die IAEO unter 

anderem Geheimhaltung zum 

Verfahren bei der Atommüll-

entsorgung ausgehandelt. Durch 

die Geheimhaltung werde der 

betroffenen Bevölkerung die 

Möglichkeit genommen, sich 

uneingeschränkt zu informie-

ren und dementsprechend han-

deln sowie sich schützen zu 

können. 

In diesem Zusammenhang rü-

gen die Grünen auch das be-

reits seit 1959 bestehende Ab-

kommen zwischen der IAEO 

und der Weltgesundheitsorga-

nisation (WHO). Dieser Ver-

trag schränkt die Unabhängig-

keit der WHO bei der Veröf-

fentlichung von Bewertungen 

und Empfehlungen im Falle 

einer nuklearen Katastrophe 

erheblich ein. In dem Ab-

kommen verpflichtet sich die 

WHO, bevor sie ein For-

schungsprogramm oder Maß-

nahmen zu Strahlungsfolgen 

einleitet, die IAEO zu konsul-

tieren, um die betreffende 

Frage einvernehmlich zu re-

geln. Damit, so die Grünen, 

nehme die IAEO entscheiden-

den Einfluss auf die gesund-

heitliche Bewertung nuklearer 

Katastrophen, verfüge dafür 

aber weder über ein Mandat 

noch über eine ausreichende 

wissenschaftliche Expertise 

und Unabhängigkeit. 

Als Hüterin des gesundheitli-

chen Wohlergehens aller 

Menschen müsse die WHO 

stattdessen finanziell, personell 

sowie strukturell in die Lage 

versetzt werden, ihren Aufga-

ben der globalen Gesund-

heitspolitik im Allgemeinen 

sowie dem Strahlenschutz im 

Besonderen gerecht zu wer-

den, meinen die Grünen. Die 

vertragliche Verknüpfung zur 

IAEO, die intransparent agie-

re, die Förderung der Atom-

kraft prioritär betrachte und 

Folgen von Nuklearkatastro-

phen verharmlose, sprächen 

aber dagegen. 

Die Grünen fordern deshalb 

die Bundesregierung auf, von 

der IAEO eine transparentere 

Arbeitsweise einzufordern und 

dafür ein „Peer-Review-Ver-

fahren“ anzustoßen, das kon-

krete Kriterien für die Ge-

heimhaltung von Informatio-

nen entwickelt. In einen sol-

chen Prozess sollten die 

IAEO-Mitgliedstaaten, unab-

hängige ExpertInnen sowie 

InteressenvertreterInnen aus 

Zivilgesellschaft und Wirt-

schaft mit einbezogen werden, 

meinen die Grünen. Die Bun-

desregierung solle sich zudem 
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dafür einzusetzen, daß die sys-

tematische Verharmlosung von 

radioaktiver Strahlung durch 

die IAEO als Tagesordnungs-

punkt auf der 60. Generalkon-

ferenz der IAEO vom 26. bis 

30. September 2016 in Wien 

offen diskutiert und beendet 

wird. 

Bei der 69. Weltgesundheits-

versammlung (WHA) im Mai 

2016 soll die Bundesregierung 

eine sofortige Annullierung 

des Vertrages zwischen WHO 

und IAEO vom Mai 1959 be-

antragen, fordern die Grünen. 

Als Mitglied des Exekutivra-

tes der WHO solle sie sich 

auch für eine größtmögliche 

Unabhängigkeit sowie eine 

ausreichende Personalausstat-

tung der WHO bei Untersu-

chungen, Bewertungen und 

Empfehlungen zu den Aus-

wirkungen ionisierender Strah-

lung und nuklearer Katastro-

phen einsetzen. Die WHO 

müsse im Fall solcher Kata-

strophen zukünftig mit eige-

nem Personal und ausreichen-

der technischer Ausstattung 

Messungen vor Ort durchfüh-

ren können, um im Anschluss 

unabhängige Empfehlungen für 

Schutz- und Hilfsmaßnahmen 

geben zu können, meinen die 

Grünen. 

Der Antrag wurde am 25. Feb-

ruar 2016 im Plenum des 

Deutschen Bundestages be-

handelt. Im „Vereinfachten Ver-

fahren“ erfolgte eine Überwei-

sung in die Ausschüsse.  

 
Atompolitik 
 

Schnelle Brüter 
 

EURATOM will sich auch 

weiterhin an der Forschung 

neuer Reaktortypen beteiligen. 

Wie World Nuclear News 

(www.world-nuclear-news.org) 

berichten, gibt es auf EU-

Ebene bereits die grundsätzli-

che Zustimmung, auch bis 

zum Jahr 2025 am internatio-

nalen Generation IV Forum 

teilzunehmen. Beteiligt am 

Forschungsprogramm sind 13 

Staaten, für die Atomkraft ei-

ne Zukunftstechnologie dar-

stellt – unter anderem die 

USA, Argentinien, Brasilien, 

Kanada, China, Japan, Russ-

land, Südkorea, Südafrika, die 

Schweiz und die Europäische 

Union über EURATOM. Im 

Mittelpunkt der Forschungen 

steht die Entwicklung von 

Schnellen Brütern, die we-

sentlich auf der Produktion 

von Plutonium beruhen. For-

schungsreaktoren sollen in 

Belgien, Rumänien und Frank-

reich entstehen und in einem 

der drei folgenden Staaten: 

Slowakei, Ungarn oder Tsche-

chien.  

 
Berlin, 11. + 19. März 2016 
 

Fukushima the 
Aftermath 
 
Freitag, 11. März 2016 ab 15 bis 

24 Uhr, Werkstatt der Kulturen, 

Wissmannstraße 32, 12049 Ber-

lin. – Fünf Jahre nach Fuku-

shima: In Japan, das am meisten 

über die Gefahren der Kernkraft 

Bescheid wissen sollte, setzt die 

Regierung trotz massiven Wi-

derstands der Bevölkerung wei-

ter auf die Atomenergie. In 

„Fukushima the Aftermath“ prä-

sentieren Künstler ihre Ausein-

andersetzung mit den Lehren aus 

der Katastrophe und den Auf-

gaben für die Zukunft: Musik, 

Tanztheater, Performance, visu-

elle Kunst. 

Um 22 Uhr Kazuma Glen 

Motomura – Bodypoet mit 

der Tanztheater-Performance 

Between Lies and Harmony. 

www.vimeo.com/bodypoet  

Eine Diskussionsrunde gibt es ab 

19.30 Uhr: Wo stehen wir jetzt 

und wo soll es hingehen? 

www.werkstatt-der-kulturen.de  

FUKUSHIMA MAHNT 

Demonstration zum 5. Jah-
restag von Fukushima und 
zum 30. Jahrestag von 
Tschernobyl: 

Samstag, 19. März 2016. 
Treffpunkt in Berlin am 
Potsdamer Platz um 13 
Uhr. 

Die jährliche „Kazaguruma-De-

mo“ von Sayonara Nukes Berlin 

zum Jahrestag von Fukushima. 

www.kazagurumademo.de   
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